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gn gang empfinblicßer Sßeife äußert fid) bie 9tot=

roenbigleit, burcßgreifenbe ©rfpacniffe ju machen, beim

Unterhalt ber ©taatêpra^en i. unb II. Klaffe.
Saë außerorbentlicße Überßanbneßmen beë Slutomobil»
unb ganz befonberê be§ Saftroagenoerteß^ feit bemgaßre
1918 fiellt an bie ©olibität unferer ©trafen ganz all»

gemein meit größere Sinforberungen al§ eßebem. Sa biefem
Umftanb entfliehen zu roenig IHecßnung getragen roorben ift
buret) entfprecßenb größere Serroenbungen für ben ©traßen»
unterßalt, fo jeigen fteß nun bie folgen in einem oielfacß
feßleeßten guftanb her ©traßen, bem unbebingt geroeßrt
roerben muß. Ilm Serfâumteë roenigfienë teilroeife naeß»

ßolen ju tonnen, ßat baßer bie Saubirettion für bie

©traßenbeliefung einen Subgettrebit oon 1,300,000 gr.
oertangt, gegenüber einer tatfäcßlicßen 2luëgabe im gaßre
1921 oon 1,020,000 gr. unb einem oeranfißlagten Krebit
für baë gaßr 1922 oon 1,200,000 gr. ©iatt beffen
tonnten aber com Sftepierungërat auë finanziellen ©rünben
nur 1,100,000 gr., b. ß. 200,000 gr. weniger beroitligt
roerben, als unter alten Ilmftümben notroenbig geroefen
roären. Son einer ausreießenb guten gnftanbßaltung
unferer ©taatsfiraßen in ber nädßften gutunft tann baßer
nießt bie 9tebe fein. Konnte man in ben letjten gaßren
oor bem Krieg mit einer 9Iu§gabe für Sefiefung oon
500,000 gr. auëtommen, fo begnügte man fieß in ben
oier Krieg§jaßren 1915 biê 1919 fogar mit einem jäßr»
ließen 9tufroanb oon nur 460,000 gr. für bie juneßmenb
firapaziöfe ülbnüßung, roie fie bann feit bem gaßre 1919
tatfäcßlicß eingetreten ift, ift mitfolcßoerminberten Seiftungen
baë züteßerifeße ©traßenneß zu roenig oorbereitet roorben.
Man roirb fieß nun einzig noeß auf bie fpoffnung flößen
tonnen, baß bureß bie 3lnnaßme beë neuen 9Iu to mobil»
gef eße§ in ber.näcßften§ ftattfinbenben Soltëabftimmung
außerorbentlicße Mittel für Serbefferung unb Unter»
ßalt roenigfienë ber ^auptoerfeßrsftraßen zur Serfügung
gefüllt roerben. Ser ganze Gcrtrag ber roefentließ zu er»

ßößenben ©ebüßren foil nämlicß bem feßon feit 1917
befteßenben gonbë für befonbere Slufroenbungen für un»
fere ^auptftraßen zugute tommen, roomit bie orbentlicßen,
auë allgemeinen ©teuergelbern zu bedtenben Sïuëgaben
beë ©taateë für ben ©traßenunterßalt roenigftenë teil»
roeife eine ©nttafiung erfaßten. ' Sa oon ben Mitteln
beë erroäßnten gonbë, auë roelcßem in ben (eßten zwei
gaßren tatfäcßlicß nur je etroa 300,000 gr. entnommen
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roorben finb, auf ©nbe 1921 noeß ein Setrag oon 464,000
granfen oerfügbar geblieben ift, fo liegt eë feßr naße,
baß bte fReferoen biefeë gonbë in ber näcßften geit bureß
eine nießt allzu enge gnterpretierung beë ©efeßes ber
fo bringenb notroenbigen 91acßßilfe im ©traßenunterßalt
nun in oermeßrtem Maße bienftbar gemaeßt roerben
müffen. Überfluß an Mitteln für befonbere ülufroenbungen
für beoorzugte ©traßen einerfeitë, unb notorifiß unge»
nügenber Unterßalt fo oteler anberer ©traßen anberfeitë,
romben fieß auf bie Sauer meßt miteinber oertragen. Sa
naeß büßeriger Übung auf Secßnung beë genannten gonbë
nur bann befonbere Serroenbungen für ftarl frequentierte
©iraßen gemaeßt rourben, roenn bie beteiligten ©emeinben
einen Srittel an bie Koften beitrugen, roirü man in biefer
Sezießung rooßl in oielen gälten gufünftig etroaë roeit»
ßerziger oerfaßren müffen.

gür bie ©taatëftt^en I. unb II. Klaffe inëgefamt
beziffern fteß bie auë ben ©elbern ber ©taatêlaffe z«
beftreitenben orbentlicßen llnterßaltöfoften, inbegriffen bie

Sluëgaben für ©traßenroärter unb Slufficßt, ferner bie»

jenigen für ben Unterßalt ber Srücten, Solen, ©cßalen,
für Marlen, SBegroeifer! ufro. im Subgetjaßr 1923 auf
2,309,000 gr. Serglicßen mit bem Subget pro 1922
bebeutet baë eine ©infparnng oon 240,000 gr. ©egen»
über ber ©taatëredjnung 1921, roo für Setiefungen nod)
roeniger^'aufgeroenbet rourbe, alë bann pro 1922 bub»
getiert roerben mußte, beträgt bie ©rfparnië allerbtngê
nur 60,000 gr.

Man ßat fieß bei ber Sireltion ber öffentlicßen Sauten
unter anberem aueß bemüßt, in ben Koften für ben Unter»
ßalt oon ©ebäuben im Subget pro 1923 mit geringeren
Seträgen auëzulommen. Sagegen ßat an ben bei biefer
Sireltion Derßäünümäßtg großen Serfonaltoften im
Subget nießt feßr oiel etngebraeßt roerben lönnen. ©ie
finb oeranfcßlagt, einfeßließließ ber Sluëgaben für Sureau»
bebürfniffe, Srucffadßen unb oerfeßiebene anbere groecle,
für bie Sireltionëlanzlei unb baë 9îecßn^ngëfetretariat
(inbegriffen ber Srucl beë Srotolollê) auf 137,000 gr.,
ferner für bie Abteilung „.fjoeßbau" auf 260,000 gr.,
unb für bie Slbteilnng „Siefbau" (inbegriffen bie Kreië»
ingenieure) auf 242,000 gr. 3"fûmmen finb baë 639,000
graulen, gegenüber 669,000 gr. gemäß ©taatëredjnung
für baë gaßr 1921.

^
©eroiß finb baë für eine einzelne Sireltion unferer

©taatëoerroaltung bebeutenbe iîluëgaben, bie nur beim
ginanzroefen, namentliiß roegen beë ©teueramteë, roefent»
lidß übertroffen roerben. @ë ift aber zu beadßten, baß
für einen roeitergeßenben Slbbau, ben man offenbar im
2luge beßält, ber Moment be§ßalb jeßt nießt günftig ift,
roeil bie Organe ber Saubireltion bureß bie umfangreießen
91otftanbêarbeiten unb burd) bie attioe Mitarbeit an ber
görberung beë S^nungëbaueë burdß ben ©taat, foroie
burtß anbere îlnforberungen, roeldße bie geitoerßältniffe
an biefe Sireltion fteHen, jeßt in außerorbenttießer SBeife
in Stnfprucß genommen roerben.

Ru$TüDrung$verorä«ung2U!tiBunde$rat$be$cblu$$
vom 14. Hoveiüber 1922 betreffeita ffîassnabmen

zur Bekämpfung der JlrbeU$lo$igkeit.
9lrt. 1. gür bie ©eroäßrung außerorbenttießer

Sunbeëbeitrâge art Arbeiten im ©inné beë Snnbeëratë»
befdßluffeö com 14. Oiooember 1922 gelten folgenbe be=

fonbere Sorfdßriften :

1. gn jebem einzelnen galle finb für Seitrag unb
Soßnfumme ^öcßftbeträge, für jenen naeß bem
Koftenoorfdßlag, für biefe naeß ber in Setracßt
faüenben mutmaßlidßen Soßnfumme ber îrbeitë»
iofen, feftzufeßen.
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In ganz empfindlicher Weise äußert sich die Not-
wendigkeit, durchgreifende Ersparnisse zu machen, beim

Unterhalt der Staatsstraßen I. und II. Klasse.
Das außerordentliche Überhandnehmen des Automobil-
und ganz besonders des Lastwagenverkehrs seit dem Jahre
1918 stellt an die Solidität unserer Straßen ganz all-
gemein weit größere Anforderungen als ehedem. Da diesem
Umstand entschieden zu wenig Rechnung getragen worden ist
durch entsprechend größere Verwendungen für den Straßen-
unterhalt, so zeigen sich nun die Folgen in einem vielfach
schlechten Zustand der Straßen, dem unbedingt gewehrt
werden muß. Um Versäumtes wenigstens teilweise nach-
holen zu können, hat daher die Baudirektion für die

Straßenbekiesung einen Budgetkredit von 1,300,000 Fr.
verlangt, gegenüber einer tatsächlichen Ausgabe im Jahre
1921 von 1,020,090 Fr. und einem veranschlagten Kredit
für das Jahr 1922 von 1,200,000 Fr. Statt dessen
konnten aber vom Regierungsrat aus finanziellen Gründen
nur 1,100,000 Fr., d. h. 200,000 Fr. weniger bewilligt
werden, als unter allen Umstämden notwendig gewesen
wären. Von einer ausreichend guten Instandhaltung
unserer Staatsstraßen in der nächsten Zukunft kann daher
nicht die Rede sein. Konnte man in den letzten Jahren
vor dem Krieg mit einer Ausgabe für Bekiesung von
500,000 Fr. auskommen, so begnügte man sich in den
vier Kriegsjahren 1915 bis 1919 sogar mit einem jähr-
lichen Aufwand von nur 460,000 Fr. für die zunehmend
strapaziöse Abnützung, wie sie dann seit dem Jahre 1919
tatsächlich eingetretenist, ist mitsolch verminderten Leistungen
das zürcherische Straßennetz zu wenig vorbereitet worden.
Man wird sich nun einzig noch aus die Hoffnung stützen
können, daß durch die Annahme des neuen Automobil-
gesetzes in der nächstens stattfindenden Volksabstimmung
außerordentliche Mittel für Verbesserung und Unter-
halt wenigstens der Hauptverkehrsstraßen zur Verfügung
gestellt werden. Der ganze Ertrag der wesentlich zu er-
höhenden Gebühren soll nämlich dem schon seit 1917
bestehenden Fonds für besondere Aufwendungen für un-
sere Hauptstraßen zugute kommen, womit die ordentlichen,
aus allgemeinen Steuergeldern zu deckenden Ausgaben
des Staates für den Straßenunterhalt wenigstens teil-
weise eine Entlastung erfahren. Da von den Mitteln
des erwähnten Fonds, aus welchem in den letzten zwei
Jahren tatsächlich nur je etwa 300,000 Fr. entnommen
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worden sind, auf Ende 1921 noch ein Betrag von 464,000
Franken verfügbar geblieben ist, so liegt es sehr nahe,
daß die Reserven dieses Fonds in der nächsten Zeit durch
eine nicht allzu enge Jnterpretierung des Gesetzes der
so dringend notwendigen Nachhilfe im Straßenunterhalt
nun in vermehrtem Maße dienstbar gemacht werden
müssen. Überfluß an Mitteln für besondere Auswendungen
für bevorzugte Straßen einerseits, und notorisch unge-
nügender Unterhalt so vieler anderer Straßen anderseits,
würden sich auf die Dauer nicht miteinder vertragen. Da
nach bisheriger Übung auf Rechnung des genannten Fonds
nur dann besondere Verwendungen für stark frequentierte
Siraßen gemacht wurden, wenn die beteiligten Gemeinden
einen Drittel an die Kosten beitrugen, wird man in dieser
Beziehung wohl in vielen Fällen zukünftig etwas weit-
herziger verfahren müssen.

Für die Staatsstraßen I. und II. Klasse insgesamt
beziffern sich die aus den Geldern der Staatskasse zu
bestreitenden ordentlichen Unterhaltskosten, inbegriffen die

Ausgaben für Straßenwärter und Aufsicht, ferner die-
jenigen für den Unterhalt der Brücken, Dolen, Schalen,
für Marken, Wegweisers usw. im Budgetjahr 1923 auf
2,309,000 Fr. Verglichen mit dem Budget pro 1922
bedeutet das eine Einsparung von 240,000 Fr. Gegen-
über der Staatsrechnung 1921, wo für Bekiesungen noch
weniger^ aufgewendet wurde, als dann pro 1922 bud-
geliert werden mußte, beträgt die Ersparnis allerdings
nur 60,000 Fr.

Man hat sich bei der Direktion der öffentlichen Bauten
unter anderem auch bemüht, in den Kosten für den Unter-
halt von Gebäuden im Budget pro 1923 mit geringeren
Beträgen auszukommen. Dagegen hat an den bei dieser
Direktion verhältnismäßig großen Personalkosten im
Budget nicht sehr viel eingebracht werden können. Sie
sind veranschlagt, einschließlich der Ausgaben für Bureau-
bedürfnisse, Drucksachen und verschiedene andere Zwecke,
für die Direktionskanzlei und das Rechnungssekretariat
(inbegriffen der Druck des Protokolls) auf 137,000 Fr.,
ferner für die Abteilung „Hochbau" auf 260,000 Fr.,
und für die Abteilung „Tiefbau" (inbegriffen die Kreis-
ingenieure) auf 242,000 Fr. Zusammen sind das 639,000
Franken, gegenüber 669,000 Fr. gemäß Staatsrechnung
für das Jahr 1921.

Gewiß sind das für eine einzelne Direktion unserer
Staatsverwaltung bedeutende Ausgaben, die nur beim
Finanzwesen, namentlich wegen des Steueramtes, wesent-
lich übertroffen werden. Es ist aber zu beachten, daß
für einen weitergehenden Abbau, den man offenbar im
Auge behält, der Moment deshalb jetzt nicht günstig ist,
weil die Organe der Baudirektion durch die umfangreichen
Notstandsarbeiten und durch die aktive Mitarbeit an der
Förderung des Wohnungsbaues durch den Staat, sowie
durch andere Anforderungen, welche die Zeitverhältnisse
an diese Direktion stellen, jetzt in außerordentlicher Weise
in Anspruch genommen werden.

M«rung§yeroràngxuwvunàat§be5chluî5
vom 14. November mz bettettena Mazsnabmen

zur SeliämpfWg Ser WdeiMotigiîelt.
Art. 1. Für die Gewährung außerordentlicher

Bundesbeilräge au Arbeiten im Sinne des Bundesrats-
beschlusses vom 14. November 1922 gelten folgende be-

sondere Vorschriften:
1. In jedem einzelnen Falle sind für Beitrag und

Lohnsumme Höchstbeträge, für jenen nach dem
Kostenvorschlag, für diese nach der in Betracht
fallenden mutmaßlichen Lohnsumme der Arbeits-
losen, festzusetzen.
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2.

3.

©in Seitrag foE in ber Sieget nur für Arbeiten,
beren AuSfüßrungStoften über ffr. 1000 betragen,
geroäljrt roerben.
®er ßufcßlag non 20 % auf ber Sotjnfumme ber
ArbeitSlofen gemäß Art. 2, tester Abfaß, beSSunbeS*
ratSbefcßluffeS roirb für bie bei ben Arbeitsämtern
angemelbeten ArbeitSlofen gemährt unb in ber Siegel
nur für biejenigen, bie nicfjt in ißrem Serufe be*

fcßäftigt roerben.
2Bo ein gufcßtag auf ber Soßnfumme jugeficßert

rourbe, finb über bie ©ntlößnung ber ArbeitSlofen
einheitliche Soßnliften ju führen, auf roelcßen baS

juftänbige Arbeitsamt ju befdjeinigen tjat, baß eS

fid) babei um eingetriebene ArbeitSlofe fjanbelt.
(Diefe Soßnliften gelten bei ber Abrechnung als
AuSroeiS für bie SejugSberecßtigung ber §ugefic^erten
Sohnjufcßläge.

4. (Die ©infteÉung ArbeitSlofer ïann jur Sebingmtg
eineê Seitrages gemacht roerben; bie Arbeitgeber
haben fidE) hiefür an bie juftänbigen Arbeitsämter
ju roenben.

5. ®ie Arbeitgeber haben ben Arbeitsämtern bie ein--

gefieEten ArbeitSlofen ju melben, roelcße bie Arbeit
nict)t aufnehmen ober grunbtoS oertaffen, ober bie

buret) ihr Serhalten ju berechtigten Etagen Anlaß
geben unb buret) ihr Serfcßulben enttaffen roerben

müffen.
6. ®ie Sau* unb Materialpreife finb in mäßigen

©renjen ju halten, ©ie bürfen bie ortsüblichen
Anfäße nicht überfeßreiten.

Art. 2. (Die Kantone finb bem Sunb für bie Se*
fotgung ber eibgenöffifchen Sorfctjriften oerantroorttich-

©efucßfieEer, roelcße bie ihnen obtiegenben Serpflicß*
tungen meßt erfüEen, oerlieren ben Anfpruch auf bie ihnen
jugefießerten Seiträge unb Soßnjufcßläge.

Art. 3. Über ©efueße um außerorbentlicße SunbeS*
beiträge gemäß Art. 2 beS SunbeSratSbefdhtuffeS ent*

fcheibet ber Danton im fRaßmen ber ihm uom Sunb ju=
geroiefenen Krebite, roenn er felbft ober in Serbinbung
mit ber ©emeinbe eine gleich höh? Seiftung übernimmt.

(Der getroffene ©ntfcE»eib ift bem eibgenöffifchen Ar*
beitSamt ungefäumt jur Kenntnis ju bringen. ®iefeS teilt
bem Kanton innert [angemeffener ffrift mit, ob gegen
ben ©ntfeßeib oom ©tanbpunft ber SunbeSoorfdhriften
auS ©inroenbungen erhoben roerben.

Art. 4. 3« fotgenben gäEen finb ©efueße um außer*
orbenttidhe SunbeSbeiträge oom Kanton mit feinem An*
trag an baS eibgenöffifche Arbeitsamt roeiterjuteiten, baS

hierüber entfeßeibet:
1. 2Bo ber Kanton felbft feinen Seitrag gibt, roo

bie Seiftung beS KantonS in Serbinbung "mit ber*
jenigen ber ©emeinbe bie £öße beS SunbeSbei*
trageS nicht erreicht unb roo bie fantonate Seiftung
ganj ober teitroeife auS ßaroenbungen oon Korpo*
rationen ober auS gemeinnützigen ©penben befteht.

2. 2Bo ein außerorbentlicßer Seitrag für eine oom
Sunb orbentlicf)erroeife fuboentionierte Arbeit be*

anfprueßt roirb. •

3. 2Bo auSnahmSroeife infolge befonberer Umftänbe
an früher ausgeführte Arbeiten ein Seitrag ge=

roährt roerben foE.
4. SBo auSnahmSroeife bie |)öchfianfäße oon 8% unb

15% (Art. 2, lit. a unb b, beS SunbeSratSbe*
fchluffeS) überfeßritten roerben foEen.

5. 2Bo an Arbeiten, bei benen ber Kanton felbft Sau*
herr ift, ein Seitrag ausgerichtet roerben foE.

(Die ©efudfje foflen afle für bie Seurteilung ber ©ub*
oentionSroürbigteit notroenbigen Angaben enthalten: eS

finb ihnen fämt ließe Alten beizulegen, roie (ßläne, Koften*
ooranfdßläge, teeßnifeßer Sericßt u. bgl.

Art. 5. (Die Mitteilungen beS eibgenöffifchen Arbeits*
amteS gemäß Art. 3, Abf. ;2, foroie bie ©ntfeßeibe nach
Art. 4 roerben bem Kanton im Goppel jugefteEt, roo*
oon baS eine für ben ©uboentionsempfänger beftimmt
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3.

Ein Beitrag soll in der Regel nur für Arbeiten,
deren Ausführungskosten über Fr. 1000 betragen,
gewährt werden.
Der Zuschlag von 20 "/<> auf der Lohnsumme der
Arbeitslosen gemäß Art. 2, letzter Absatz, des Bundes-
ratsbeschlusses wird für die bei den Arbeitsämtern
angemeldeten Arbeitslosen gewährt und in der Regel
nur für diejenigen, die nicht in ihrem Berufe be-

schäfligt werden.
Wo ein Zuschlag auf der Lohnsumme zugesichert

wurde, sind über die Entlöhnung der Arbeitslosen
einheitliche Lohnlisten zu führen, auf welchen das
zuständige Arbeitsamt zu bescheinigen hat, daß es

sich dabei um eingeschriebene Arbeitslose handelt.
Diese Lohnlisten gelten bei der Abrechnung als
Ausweis für die Bezugsberechtigung der zugesicherten
Lohnzuschläge.

4. Die Einstellung Arbeitsloser kann zur Bedingung
eines Beitrages gemacht werden; die Arbeitgeber
haben sich hiefür an die zuständigen Arbeitsämter
zu wenden.

5. Die Arbeitgeber haben den Arbeitsämtern die ein-
gestellten Arbeitslosen zu melden, welche die Arbeit
nicht aufnehmen oder grundlos verlassen, oder die

durch ihr Verhalten zu berechtigten Klagen Anlaß
geben und durch ihr Verschulden entlassen werden
müssen.

6. Die Bau- und Materialpreise sind in mäßigen
Grenzen zu halten. Sie dürfen die ortsüblichen
Ansätze nicht überschreiten.

Art. 2. Die Kantone sind dem Bund für die Be-
folgung der eidgenössischen Vorschriften verantwortlich.

Gesuchsteller, welche die ihnen obliegenden Verpflich-
tungen nicht erfüllen, verlieren den Anspruch auf die ihnen
zugesicherten Beiträge und Lohnzuschläge.

Art. 3. Über Gesuche um außerordentliche Bundes-
beitrüge gemäß Art. 2 des Bundesratsbeschlusses ent-

scheidet der Kanton im Rahmen der ihm vom Bund zu-
gewiesenen Kredite, wenn er selbst oder in Verbindung
mit der Gemeinde eine gleich hohe Leistung übernimmt.

Der getroffene Entscheid ist dem eidgenössischen Ar-
beitsamt ungesäumt zur Kenntnis zu bringen. Dieses teilt
dem Kanton innert 'angemessener Frist mit, ob gegen
den Entscheid vom Standpunkt der Bundesoorschriften
aus Einwendungen erhoben werden.

Art. 4. In folgenden Fällen sind Gesuche um außer-
ordentliche Bundesbeiträge vom Kanton mit seinem An-
trag an das eidgenössische Arbeitsamt weiterzuleiten, das
hierüber entscheidet:

1. Wo der Kanton selbst keinen Beitrag gibt, wo
die Leistung des Kantons in Verbindung mit der-
jenigen der Gemeinde die Höhe des Bundesbei-
träges nicht erreicht und wo die kantonale Leistung
ganz oder teilweise aus Zuwendungen von Korpo-
rationen oder aus gemeinnützigen Spenden besteht.

2. Wo ein außerordentlicher Beitrag für eine vom
Bund ordenllicherweise subventionierte Arbeit be-

ansprucht wird.
3. Wo ausnahmsweise infolge besonderer Umstände

an früher ausgeführte Arbeiten ein Beitrag ge-
währt werden soll.

4. Wo ausnahmsweise die Höchstansätze von 8 o/o und
15°/o (Art. 2, lit. g, und b, des Bundesratsbe-
schlusses) überschritten werden sollen.

5. Wo an Arbeiten, bei denen der Kanton selbst Bau-
Herr ist, ein Beitrag ausgerichtet werden soll.

Die Gesuche sollen alle für die Beurteilung der Sub-
ventionswürdigkeit notwendigen Angaben enthalten: es

sind ihnen sämtliche Akten beizulegen, wie Pläne, Kosten-
Voranschläge, technischer Bericht u. dgl.

Art. 5. Die Mitteilungen des eidgenössischen Arbeits-
amtes gemäß Art. 3, Abs. A sowie die Entscheide nach
Art. 4 werden dem Kanton im Doppel zugestellt, wo-
von das eine für den Subventionsempfänger bestimmt

lZIss- unci Lipiegel-Msnufsktur
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ift. ©iefer tjat auf bem ju ben Aften bes KantonS ge=

börenben ©oppel bie Annahme ber an bie ©uboention
geEnüpften Sebingungen fcbriftliclj ju beftätigen.

3lrt. 6. ©ie KantonSregierungen erlaffen fût baS

Serfabren zur ©rlangung ber aufjerorbentlicben Seiträge
bie erforber lichen Sorfcbriften unb bezeichnen bie mit bem

Soflzug beauftragten Eantonalen AmtSfieEen.
©ie forgen für ein zroectmäfjigeS Bufammenarbeiten,

mo oerfd)iebene AmtSfteEen beteiligt finb.
Art. 7. SBer um einen Seitrag nacfjfucïjt, fiat bie tec^=

nifctjen Unterlagen, mie ^rojeftpläne, Koftenooranfcblag h
bie für eine Elare Seurteilnng bes projettes etforberlicb
finb, beizubringen.

©ine Ausnahme f)teroon fann gemacht roerben bei
Eleinern Sauarbeiten, roie Umbauten, fRenooationSarbeiten
u. bgl, bie feine Srojeftptäne erforbern.

Art. 8. SBer einen SunbeSbeitrag jugeftrfjert erhält,
ift oerpfticïjtet, bte Arbeiten ungefäumt ju beginnen unb
beförberlidjft ju ©übe ju führen.

SBirb bieê unterlaffen, tjat ber Danton eine grift für
ben Saubeginn feftpfeisen; läuft bie grift unbenütjt ab,

bat er für Aufbebung beS ©uboentionSentfcbeibeS ju
forgen. Son folgen Serfügungen ift bem ©ibgenöffifcben
Arbeitsamt Kenntnis ju geben ; ber frei geroorbene Setrag
rcirb bem fantonalen KrebitEontigent gutgefchrieben.

Art. 9. ©rroeift fid) auSnahmSroeife eine na<f)träg=

lidfe Abänberung beS ©uboentionSentfcbeibeS als not»

roenbig, fo bat ber Kanton bem ©ibgenöffifcben Arbeits»
amt unter Angabe ber ©rünbe einen entfprecfjenben An»

trag ju ftetlen. ©ent Antrag ift ber urfpriingticfje ©ub=

oentionSentfcfjeib beizulegen.
Art. 10. SBirb für eine com Sunb orbentlidjerroeife

fuboentionierte Arbeit noch ein aufjerorbentticber SunbeS»

beitrag nac^gefudEjt, fo holt baS eibgenöffifdje Arbeitsamt
baS ©uta<f)ten berjenigen AmtSfteEe ein, in beren @e=

füjäftSfreiS bie orbentliäje ©uboentionierung fällt.
Art. 11. ©efucbe um Seiträge geftü^t auf Art. 6

unb 7 beS SunbeSrat§befcf)luffeS finb in ber Segel beim

Kanton einzureichen unb oon biefem mit feinem Antrag
an DaS eibgenöffifctje Arbeitsamt roeiterzuleiten, baS t»ler=

über entfcheibet.
Art. 12. Auf ©runb ber ©uboentionSzuficberung

fönnen AbfcblagSzablungen bis z« 70% geleiftet roerben,
nacfjbem bie Arbeit minbeftenS einen SEonat im ©ange
unb ihre orbnungsgemäfje Sßeiterführung geroährleiftet ift.

SBo eine Abfcf)lagSzablung erfolgen foil, hit ber Kanton
bem eibgenöffifchen Arbeitsamt Antrag zu ftetlen, mit ber

©rftärung, öaf) bie oorfiebenben SorauSfetsungen erfüllt finb.
SEit ben; SunbeSanteil ift ein minbeftenS gleich höhet

Setrag ber KantonSleitung an ben ©uboentionSempfängcr
auszurichten.

Art. 13. Stach SoEenbung ber Sauarbeiten prüft
ber Kanton bie com Sauherrn eingereichten SechnungS
belege unb ftellt gefiütjt barauf bie ©uboentionsabrecb»

nung auf. Sau= unb SEaterialpreife, bie bte ortsüblichen
Anfätse überfteigen, finb babei angemeffen herabzufetsen.

©ie ©uboentionSabrechnung ift mit ben zubienenben
SedhnungSbelegen bem eibgenöffifchen Arbeitsamt zwects

Feflfetsung unb Ausrichtung ber enbgültigen SunbeS»

leiftung etnzureichen. $n ffällen, in benen ein ßufchlag
auf ber Sobnfumme ber Arbeitslosen zugefichert rourbe,
finb ber ©uboentionSabrechnung bie in Art. 1, 3iff" 3,
biefer Serorbnung oorgefeljenen Sohnliften beizulegen.

Art. 14. ®aS eibgenöffifche Arbeitsamt roirb bie

fälligen Bähungen jemeilen am 10., 20. unb 30. jeben
SEonatS m einem gemeinfamen Setrag an ben Kanton
Zur Anroeifung bringen unb bie zuftänbige Eantonale Amts»
ftelle burdh ßufteEung eines Sorbereau hieroon in Kennt»
niS fetten.

Art. 15. ffür bte Ausfertigung beS ©ntfcheibeS ge=

mäfj Art. 3 unb für bie Anträge auf Ausrichtung einer
AbfchlagSzahlung getnäfj Art. 12, foroie für bie Auffiel»
lung ber ©uboentionSabrechnung, gernäfj Art. 13 biefer
Serorbnung, finb bie oom eibgenöffifchen Arbeitsamt auf»
gefieflten fformulare zu oermenben. ©er ©uboentionS»
entfeheib unb bie ©uboentionSabrechnung finb bem eib»

genöffifcljen Arbeitsamt in je brei ©Oppeln etnzufenben,
roooon baS eine für ben Sunb, baS anbere für ben
Kanton unb baS britte für ben ©uboentionSempfänger
beftimmt ift.

Art. 16. ©te Kantone finb gehalten, bem eibgenöf»
fifchen Arbeitsamt unb beffen Sertretern auf Serlangen
über ihre SEafjnabmen unb SorfdEjriften zur ©urcbfüfp
rung biefer Serorbnung AuSfunft zu geben unb bie zur
Seurteilung unb Klarlegung eines ffaüeS etforberlichen
AEten zur "©inficht zu unterbreiten.

Uoikswtmftan.
®er Hauptinhalt öcr neue* Serorbnu*g beS

SuBöeörateö über Die UnfaKuerficherung befteht barin,
bafj ArtiEel 25 ber Serorimung 1 über bie llnfatloer»
ficherung oom 25. SRärz 1916 aufgehoben unb burch
folgenbe neue Seftimntung erfe^t mirb: ®er ©hegatte
eineS SetriebSinbaberS unb bie mit biefem in gemeinfamem
HauShalt tebenben oerroanbten unb cerfcbroägerten ißer»
fönen finb nur oerfietjert, roenn fie auf ©runb auS»
brücflict)er ©rfläruug beS SetriebSinbaberS ober nach
ben llmftänben, roie jRegelmäfjtgEeit ihrer Sefdhäftigung
im Setriebe, Sezug einer angemeffenett ©ntfehäbigung,
ben Angefteliten unb Arbeitern beS SetriebeS zuzuzählen
finb. 2Ber Familienangehörige, ©begatten, oerroanbte
ober oerfdhroägerte ißetfonen in feinem Setrieb befchäftigt,
ift oerpflichtet, gleic£)oiel, ob bie betreffenbe ißerfon in
gemeinfamem Haushalt lebt ober nicht, ber Anftalt auf
Serlangen über bie ©ätigEeit im ©inne beS oorhergehenben
Abfa^eS fchrifttich unb roabrbeitSgemäfj AuSfunft zu geben.

Uerkebrswesen.
®enoffe*fchaft ©chroeijer iDîuftermeffe, Safel. Hier

fanb bie orbentlicbe ©eneraloerfammlung ber ©cEjroeizer
Sluftermeffe unter bem Sorfitj oon SegierungSrat Aemmer
ftatt. AIS neues SJÎitglieb rourbe geroähtt Ingenieur
Sonzanigo (Setlinzona) unb bie KontroEftetle mit ©ireE»
tor Suchmann unb ®r. Heu^'ci (Safel) befe^t. @S rourbe
eine ©tatutenreoifion befchloffen, bie fieb u. a. auf baS
Quorum für bie SefcbIufjfät)igEeit ber ©eneraloerfamm»
lung bezog. ®em Sorftanb rourbe ein Antrag zur ^rü=
fung überroiefen, ber bie Anglieberung einer internatio»
nalen AuSfieEung für ©rfinbungen unb 9îeuhei»
ten an bie ©dhroeizer Sluftermeffe forbert. ©er oon
ber ©irel'tion gefteüte Antrag auf ©rmäfjigung ber ißlah»
gebühren fanb bie einbeEige Buftimtnung ber Serfamm»
lung.

23orarl6ergifche Holzausfuhr. ®ie ©ebühren für
bie Holzausfuhr rourben oom 1. ©ezember an neu fefl»
gefegt. ®ie Salutaablieferung beträgt für je 600 kg
Schnittholz unb für je 700 kg Schnittholz unb für je
700 kg Etunbbolz 40 ©dhroeizerfranEen ober 30,000 SEE.

©iefe Seträge oermtnbern fid) bei bezimmertem Sauholz
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ist. Dieser hat auf dem zu den Akten des Kantons ge-
hörenden Doppel die Annahme der an die Subvention
geknüpften Bedingungen schriftlich zu bestätigen.

Art. 6. Die Kantonsregierungen erlassen für das

Versahren zur Erlangung der außerordentlichen Beiträge
die erforderlichen Vorschriften und bezeichnen die mit dem

Vollzug beauftragten kantonalen Amtsstellen.
Sie sorgen für ein zweckmäßiges Zusammenarbeiten,

wo verschiedene Amtsstellen beteiligt sind.
Art. 7. Wer um einen Beitrag nachsucht, hat die tech-

nischen Unterlagen, wie Projektpläne, Kostenvoranschlag ?c,
die für eine klare Beurteilung des Projektes erforderlich
sind, beizubringen.

Eine Ausnahme hiervon kann gemacht werden bei
kleinern Bauarbeiten, wie Umbauten, Renovationsarbeiten
u. dgl., die keine Projektpläne erfordern.

Art. 8. Wer einen Bundesbeitrag zugesichert erhält,
ist verpflichtet, die Arbeiten ungesäumt zu beginnen und
beförderlichst zu Ende zu führen.

Wird dies unterlassen, hat der Kanton eine Frist für
den Baubeginn festzusetzen; läuft die Frist unbenützt ab,

hat er für Aufhebung des Suboentionsentscheides zu
sorgen. Von solchen Verfügungen ist dem Eidgenössischen
Arbeitsamt Kenntnis zu geben; der frei gewordene Betrag
wird dem kantonalen Kreditkontigent gutgeschrieben.

Art. 9. Erweist sich ausnahmsweise eine nachträg-
liche Abänderung des Suboentionsentscheides als not-
wendig, so hat der Kanton dem Eidgenössischen Arbeits-
amt unter Angabe der Gründe einen entsprechenden An-
trag zu stellen. Dem Antrag ist der ursprüngliche Sub-
ventionsentscheid beizulegen.

Art. 19. Wird für eine vom Bund ordentlicherweise
subventionierte Arbeit noch ein außerordentlicher Bundes-
beitrug nachgesucht, so holt das eidgenössische Arbeitsamt
das Gutachten derjenigen Amtsstelle ein, in deren Ge-

schäftskreis die ordentliche Subventionierung fällt.
Art. 11. Gesuche um Beiträge gestützt auf Art. 6

und 7 des Bundesratsbeschlusses sind in der Regel beim

Kanton einzureichen und von diesem mit seinem Antrag
an das eidgenössische Arbeitsamt weiterzuleiten, das hier-
über entscheidet.

Art. 12. Auf Grund der Subventionszusicherung
können Abschlagszahlungen bis zu 70°/» geleistet werden,
nachdem die Arbeit mindestens einen Monat im Gange
und ihre ordnungsgemäße Wetterführung gewährleistet ist.

Wo eine Abschlagszahlung erfolgen soll, hat der Kanton
dem eidgenössischen Arbeitsamt Antrag zu stellen, mit der

Erklärung, daß die vorstehenden Voraussetzungen erfüllt sind.

Mit dem. Bundesanteil ist ein mindestens gleich hoher
Betrag der Kantonsleitung an den Subventionsempfänger
auszurichten.

Art. 13. Nach Vollendung der Bauarbeiten prüft
der Kanton die vom Bauherrn eingereichten Rechnungs
belege und stellt gestützt darauf die Subventionsabrech-
nung auf. Bau- und Materialpreise, die die ortsüblichen
Ansätze übersteigen, sind dabei angemessen herabzusetzen.

Die Subventionsabrechnung ist mit den zudienenden
Rechnungsbelegen dem eidgenössischen Arbeitsamt zwecks

Festsetzung und Ausrichtung der endgültigen Bundes-
leistung einzureichen. In Fällen, in denen ein Zuschlag
auf der Lohnsumme der Arbeitslosen zugesichert wurde,
sind der Subventionsabrechnung die in Art. 1, Ziffer 3,
dieser Verordnung vorgesehenen Lohnlisten beizulegen.

Art. 14. Das eidgenössische Arbeitsamt wird die

fälligen Zahlungen jeweilen am 19., 29. und 39. jeden
Monats m einem gemeinsamen Betrag an den Kanton
zur Anweisung bringen und die zuständige kantonale Amts-
stelle durch Zustellung eines Bordereau hiervon in Kennt-
nis setzen.

Art. 15. Für die Ausfertigung des Entscheides ge-
mäß Art. 3 und für die Anträge auf Ausrichtung einer
Abschlagszahlung gemäß Art. 12, sowie für die Auffiel-
lung der Subventionsabrechnung. gemäß Art. 13 dieser
Verordnung, sind die vom eidgenössischen Arbeitsamt auf-
gestellten Formulare zu verwenden. Der Subventions-
entscheid und die Subventionsabrechnung sind dem eid-
genöffischen Arbeitsamt in je drei Doppeln einzusenden,
wovon das eine für den Bund, das andere für den
Kanton und das dritte für den Subventionsempfänger
bestimmt ist.

Art. 19. Die Kantone sind gehalten, dem eidgenös-
fischen Arbeitsamt und dessen Vertretern auf Verlangen
über ihre Maßnahmen und Vorschriften zur Durchfüh-
rung dieser Verordnung Auskunft zu geben und die zur
Beurteilung und Klarlegung eines Falles erforderlichen
Akten zur Einsicht zu unterbreiten.

VMîwlm»â
Der Hauptinhalt der neuen Verordnung des

Bundesrates über die Unfallversicherung besteht darin,
daß Artikel 25 der Verordnung 1 über die Unfallver-
sicherung vom 25. März 1916 aufgehoben und durch
folgende neue Bestimmung ersetzt wird: Der Ehegatte
eines Betriebsinhabers und die mit diesem in gemeinsamem
Haushalt lebenden verwandten und verschwägerten Per-
sonen sind nur versichert, wenn sie auf Grund aus-
drücklicher Erklärung des Betriebsinhabers oder nach
den Umständen, wie Regelmäßigkeit ihrer Beschäftigung
im Betriebe, Bezug einer angemessenen Entschädigung,
den Angestellten und Arbeitern des Betriebes zuzuzählen
sind. Wer Familienangehörige, Ehegatten, verwandte
oder verschwägerte Personen in seinem Betrieb beschäftigt,
ist verpflichtet, gleichviel, ob die betreffende Person in
gemeinsamem Haushalt lebt oder nicht, der Anstalt auf
Verlangen über die Tätigkeit im Sinne des vorhergehenden
Absatzes schriftlich und wahrheitsgemäß Auskunft zu geben.

llîlliîlmmîin.
Genosseuschaft Schweizer Mustermesse, Basel. Hier

fand die ordentliche Generalversammlung der Schweizer
Mustermesse unter dem Vorsitz von Regierungsrat Aemmer
statt. Als neues Mitglied wurde gewählt Ingenieur
Bonzanigo (Bellinzona) und die Kontrollstelle mit Direk-
tor Buchmann und Dr. Henrici (Basel) besetzt. Es wurde
eine Statutenrevision beschlossen, die sich u. a. auf das
Quorum für die Beschlußfähigkeit der Generalversamm-
lung bezog. Dem Vorstand wurde ein Antrag zur Prü-
fung überwiesen, der die Angliederung einer internatio-
nalen Ausstellung für Erfindungen und Neuhei-
ten an die Schweizer Mustermesse fordert. Der von
der Direktion gestellte Antrag auf Ermäßigung der Platz-
gebühren fand die einhellige Zustimmung der Versamm-
lung.

Vorarlbergische Holzausfuhr. Die Gebühren für
die Holzausfuhr wurden vom 1. Dezember an neu fest-
gesetzt. Die Valutaablieferung beträgt für je 699 l<A
Schnittholz und für je 790 Schnittholz und für je
790 Rundholz 40 Schweizerfranken oder 30,000 Mk.
Diese Beträge vermindern sich bei bezimmertem Bauholz
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